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Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. Mai 2020 
 
Urteil IX R 38/17: Bewertung der Angemessenheit des Kaufpreises von 
Mietwohngrundstücken im Privatvermögen - Anschaffungskosten eines 
Gesellschafters für den Erwerb seiner Gesellschafterstellung - 
Ergänzungsrechnung 

Eine GbR ist für die Einkommensteuer insoweit Steuerrechtssubjekt, als sie in der 
gesamthänderischen Verbundenheit ihrer Gesellschafter Merkmale eines 
Besteuerungstatbestands verwirklicht, welche den Gesellschaftern für deren 
Besteuerung zuzurechnen sind. 
Entsteht einem Gesellschafter einer vermögensverwaltend tätigen GbR Aufwand für den 
Erwerb seiner Gesellschafterstellung, sind diese Anschaffungskosten in einer separaten 
Ergänzungsrechnung zur Überschussrechnung der Gesellschaft zu erfassen und auf die 
Wirtschaftsgüter des Gesamthandsvermögens zu verteilen. Die steuerrechtliche 
Bewertung der in einer solchen Ergänzungsrechnung ausgewiesenen Rechnungsposten 
ist grundsätzlich nicht von der Handhabung in der Gesamthandsbilanz abhängig. 
Übernimmt der Erwerber mit einem Gesellschaftsanteil an einer 
vermögensverwaltenden Personengesellschaft auch das negative Kapitalkonto des 
Veräußerers, gehört der Betrag des Kapitalkontos nur insoweit zu den 
Anschaffungskosten des Erwerbers, als dieser durch die Übernahme tatsächlich 
wirtschaftlich belastet wird. Die bloße Übernahme einer in diesem Zusammenhang 
bestehenden unbeschränkten Haftung genügt hierfür nicht. 
Ist für die Anschaffung (von Bruchteilen) eines zum Gesamthandsvermögen zählenden 
Grundstücks mit aufstehendem Gebäude ein Gesamtkaufpreis gezahlt worden, ist der 
Kaufpreis zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die AfA in Boden- und 
Gebäudewert aufzuteilen und ggf. auf seine Angemessenheit zu überprüfen. Ein von den 
Vertragsbeteiligten vereinbarter und bezahlter Kaufpreis ist grundsätzlich auch der 
Besteuerung zugrunde zu legen, sofern er zum einen nicht nur zum Schein getroffen 
wurde sowie keinen Gestaltungsmissbrauch darstellt und zum anderen das FG auf der 
Grundlage einer Gesamtwürdigung von den das Grundstück und das Gebäude 
betreffenden Einzelumständen nicht zu dem Ergebnis gelangt, dass die vertragliche 
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Kaufpreishöhe oder -aufteilung die realen Wertverhältnisse in grundsätzlicher Weise 
verfehlt und wirtschaftlich nicht haltbar erscheint. 
Urteil vom 29. Oktober 2019, IX R 38/17, siehe ebenfalls, im Wesentlichen inhaltsgleich 
IX R 39/17 
 
Urteil V R 3/19: Kleinunternehmer im Ausland 

Die Kleinunternehmerregelung ist auf solche Unternehmer beschränkt, die im 
Mitgliedstaat der Leistungserbringung ansässig sind. 
Urteil vom 12. Dezember 2019, V R 3/19 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 
Urteil XI R 26/19 (XI R 5/17): Über einen Betriebsfonds gezahlte Zuschüsse 
der EU zur Anschaffung von Investitionsgütern im Bereich der 
Landwirtschaft Entgelt von dritter Seite 
Urteil vom 22. Januar 2020, XI R 26/19 (XI R 5/17), siehe ebenfalls, im Wesentlichen 
inhaltsgleich XI R 27/19 (XI R 6/17) 
 
Urteil II R 41/17: Pflegekosten für die Grabstätte Dritter als 
Nachlassverbindlichkeiten 
Urteil vom 22. Januar 2020, II R 41/17  
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Rechtsprechung im Blog 
 
Widerlegung des Anscheinsbeweises für die private Nutzung 
eines betrieblichen Pkw 
Das Niedersächsische Finanzgericht hat sich – soweit ersichtlich als erstes 
Finanzgericht – intensiver mit der Frage auseinandergesetzt, welche Anforderungen 
an die Vergleichbarkeit in puncto Status und Gebrauchswert zu stellen sind. 

Hintergrund 

Nach allgemeiner Lebenserfahrung werden betriebliche Fahrzeuge, die auch zur 
Nutzung für private Zwecke zur Verfügung stehen, tatsächlich auch privat genutzt (sog. 
Beweis des ersten Anscheins). Nach gegenwärtiger Finanzgerichtsrechtsprechung 
kommt jedoch eine Erschütterung dieses Anscheinsbeweises dann in Betracht, wenn für 
Privatfahrten ein weiteres Fahrzeug zur uneingeschränkten Nutzung zur Verfügung 
steht. Voraussetzung für eine solche Entkräftung ist jedoch, dass dieses Privatfahrzeug in 
Status und Gebrauchswert vergleichbar ist. 

Sachverhalt 

Im Streitfall nutzte der alleinige Kommanditist der Klägerin, eine GmbH & Co. KG, einen 
im Betriebsvermögen befindlichen, im Jahr vor dem Streitjahr neu angeschafften Pkw 
(Kastenwagen) für betriebliche Zwecke, insbesondere für tägliche Fahrten zu den 
Betriebsstätten. Ein Fahrtenbuch wurde nicht geführt. 

Im Rahmen einer Außenprüfung rügte der Prüfer den fehlenden Ansatz eines 
Privatanteils nach der 1%-Regelung. Das Vorhandensein eines Mercedes Benz C 280 T 
(Baujahr 1997) im Privatvermögen des Kommanditisten erschüttere den für die 
Privatnutzung sprechenden Anscheinsbeweis nicht, da dieses Fahrzeug weder in Bezug 
auf den Gebrauchswert (kein variables Sitzkonzept, geringeres Kofferraumvolumen, 
veraltete Technik aufgrund des Alters, höhere Laufleistung, geringerer 
Sicherheitsstandard, größere Reparaturanfälligkeit) noch im Hinblick auf den Status 
vergleichbar sei. 

Der hiergegen gerichtete Einspruch blieb ohne Erfolg. 

Richterliche Entscheidung 

Das Niedersächsische Finanzgericht hat der Klage als unbegründet abgewiesen. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts ist unter dem Begriff „Gebrauchswert“ der Wert 
einer Sache hinsichtlich ihrer Brauchbarkeit und ihrer Eignung für bestimmte 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44664&pos=2&anz=25
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44670&pos=4&anz=25
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44661&pos=1&anz=25
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44667&pos=3&anz=25
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44673&pos=5&anz=25
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44658&pos=0&anz=25
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Funktionen und Zwecke (Nutzwert) zu verstehen. In diesem Zusammenhang könnten 
Umstände wie Motorleistung, Hubraum, Höchstgeschwindigkeit und Ausstattung 
Berücksichtigung finden. Unter dem Aspekt des „Status“ eines Fahrzeugs seien dagegen 
vornehmlich Prestigegesichtspunkte zu berücksichtigen. 

Nach diesen Maßstäben kam das Finanzgericht zu der Überzeugung, dass der im 
Privatvermögen befindliche Mercedes Benz C 280 T trotz des Alters, der weitaus 
höheren Laufleistung und des (veralteten) technischen Zustandes mit dem betrieblichen 
Kraftfahrzeug in Status und Gebrauchswert mindestens vergleichbar ist. Mangels 
feststellbarer Privatnutzung war für die steuerliche Erfassung eines Privatanteils danach 
kein Raum. 

Die Problematik des Streitfalls dürfte über den Einzelfall hinaus von großer praktischer 
Bedeutung sein. Das beklagte Finanzamt hatte das FG in der mündlichen Verhandlung 
um eine ausführliche Auseinandersetzung mit den Kriterien „Gebrauchswert“ und 
„Status“ im Urteil gebeten, da insoweit in der Praxis der Betriebsprüfungen eine große 
Unsicherheit hinsichtlich der Umsetzung der Vorgaben der Rechtsprechung zur 
Erschütterung des Anscheinsbeweises bestünde. 

Fundstelle 
Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 19. Februar 2020 (9 K 104/19), siehe 
den Newsletter 3/20 des Finanzgerichts. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Keine Haftung für eine Duldungsverpflichtung 
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass ein GbR-Gesellschafter für eine 
Verpflichtung der GbR auf Leistung von Wertersatz aus einem Duldungsbescheid nicht 
in Haftung genommen werden kann. 

Sachverhalt 

Das Finanzamt hatte gegenüber einer GbR einen auf Wertersatz in Höhe von 285.000 € 
gerichteten Duldungsbescheid erlassen. Hintergrund war eine nach § 3 Abs. 1 
Anfechtungsgesetz (AnfG) anfechtbare Zahlung der GbR an eine AG, die dem Finanzamt 
Steuern schuldete. Der Duldungsbescheid ist zwischenzeitlich bestandskräftig geworden. 

Gegenüber dem Kläger als ehemaligem persönlich haftendem Gesellschafter der GbR 
erließ das Finanzamt einen Haftungsbescheid über die Höhe der sich aus dem 
Duldungsbescheid ergebenden Zahlungsverpflichtung und forderte ihn zugleich zur 
Zahlung des Betrages auf. 

Hiergegen wandte der Kläger ein, dass § 191 Abs. 1 Abgabenordnung (AO) nur eine 
Haftung für Steuern, nicht aber für Duldungsverpflichtungen vorsehe. Das Finanzamt 
war demgegenüber der Auffassung, dass es letztlich um die Tilgung einer Steuerschuld 
gehe, was eine mehrstufige Haftungs- und Duldungskette rechtfertige. 

Richterliche Entscheidung 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg. 

Nach des Finanzgerichts sei der Erlass eines Haftungsbescheids für eine 
Duldungsverpflichtung ausgeschlossen. § 191 Abs. 1 AO verwende lediglich den Begriff 
der Steuer, worunter zwar auch steuerliche Nebenleistungen und 
Haftungsinanspruchnahmen für Steuern fielen. Demgegenüber zähle eine 
Duldungspflicht nicht zu den Ansprüchen aus dem Steuerschuldverhältnis im Sinne von 
§§ 37 Abs. 1 und 218 Abs. 1 AO und sei inhaltlich nur auf die Duldung der Vollstreckung 
in das eigene Vermögen gerichtet. 

Das Gesetz enthalte insoweit auch keine planwidrige Regelungslücke. § 191 Abs. 1 Satz 1 
AO regele vielmehr abschließend, dass in den dort ausdrücklich genannten Fällen durch 
Verwaltungsakt Belastungen des Steuerpflichtigen begründet werden könnten. Der 
Gesetzgeber habe sich zum Inhalt und zum Umfang dieser Befugnis Gedanken gemacht 
und diese (anders als im Sozialrecht) ausdifferenziert geregelt. 
Dementsprechend sei eine abschließende Regelung zu unterstellen, auch wenn diese für 
die Finanzverwaltung zu dem weniger praktikablen Ergebnis führe, bei 
Duldungsverpflichtungen den ordentlichen Rechtsweg beschreiten zu müssen. Hinzu 
komme, dass es sich bei der Befugnis zum Erlass eines Duldungsbescheids systematisch 

http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=STRE202075064&st=null&showdoccase=1
https://finanzgericht.niedersachsen.de/aktuelles/presseinformationen/newsletter-4-2020-vom-6-mai-2020-187503.html


 
 
steuern+recht aktuell – Ausgabe 13, 14. Mai 2020  4 
 
um eine vollstreckungsrechtliche Regelung handele, deren Einbeziehung in das 
Steuerrecht zwar sinnvoll erscheine, aber nicht zwingend sei. 

Darüber hinaus sei der Haftungsbescheid auch deshalb rechtswidrig, weil der gegenüber 
der GbR erlassene Duldungsbescheid rechtswidrig sei. Mangels Bestandskraft der 
zugrunde liegenden Steuerfestsetzungen hätte der Duldungsbescheid mit einer 
entsprechenden Bedingung versehen werden müssen (§ 14 AnfG). Hierauf habe sich der 
Kläger auch berufen können, da er in Duldungsbescheid aufgrund seines Ausscheidens 
aus der GbR nicht mehr habe anfechten können. 

Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 20. November 2019 (9 K 315/17 K), siehe auch 
den Newsletter des Finanzgerichts; die Revision war zugelassen, wurde laut 
Finanzgericht aber nicht eingelegt. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 
Erwerb der Möglichkeit der Erlangung von Belieferungsrechten 
ist als Firmenwert anzusehen 
Das Finanzgericht Schleswig-Holstein hat entschieden, dass bei Erwerb eines 
Pressegrossisten der über die Teilwerte der materiellen Wirtschaftsgüter hinaus 
gezahlte Kaufpreis (Mehrpreis) nicht für den Erwerb des immateriellen 
Wirtschaftsguts „Belieferungsrechte“ erfolgt, sondern als Aufwendung für einen 
Geschäfts- oder Firmenwert anzusehen ist, der gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 EStG über 15 
Jahre abzuschreiben ist. 

Sachverhalt 

Die Klägerin, ein Pressegrossist in der Rechtsform der GmbH & Co. KG, hatte im 
Streitjahr 2010 einen anderen Pressegrossisten, ebenfalls in der Rechtsform der GmbH 
& Co. KG, aufgekauft und einen nicht unerheblichen Mehrpreis für diesen Erwerb 
gezahlt. Da der erworbene Betrieb zunächst fortgeführt wurde, wurde der Mehrwert in 
einer Ergänzungsbilanz für die Klägerin eingestellt und als „Lieferantenstamm“ über 
einen Zeitraum von fünf Jahren abgeschrieben. 

Im Rahmen einer Betriebsprüfung kam das Finanzamt zu dem Schluss, dass der gezahlte 
Mehrpreis nicht dem selbständigen Wirtschaftsgut „Lieferantenstamm“ zugeordnet 
werden könne, sondern dass es sich um einen Geschäfts- und Firmenwert handele, der 
über 15 Jahre abzuschreiben sei. 

Der hiergegen gerichtete Einspruch der Klägerin blieb ohne Erfolg. Das Finanzamt 
vertrat den Standpunkt, dass der bei Erwerb der Firma über die Teilwerte der 
materiellen Wirtschaftsgüter hinaus gezahlte Kaufpreis nicht als eigenständiges 
abnutzbares Wirtschaftsgut „Lieferantenbeziehungen zu den Verlagen“ abzuschreiben 
sei, denn der Wert eines Unternehmens bestehe nicht nur aus den Einzelwerten der 
Wirtschaftsgüter abzüglich der Verbindlichkeiten, sondern auch aus dessen gutem Ruf 
und den daraus resultierenden Gewinnaussichten. 

Diese immateriellen Faktoren würden bei gewerblichen Unternehmen bilanziell durch 
den „Firmen- oder Geschäftswert“ erfasst. Für die steuerbilanzielle Einordnung des 
Kaufpreises sei im vorliegenden Fall auf die Besonderheit des gebietsbezogenen 
Alleinbelieferungsrechts eines Pressegrossisten nach dem geltenden Grosso-System 
abzustellen. 

Mit der Übernahme des Unternehmens habe die Klägerin nicht nur einen (Mit-
)Wettbewerber ausgeschaltet und dessen Lieferbeziehungen mit den Verlagen 
übernommenen, vielmehr sei das Unternehmen „Grossist“ als solches erworben worden. 
Dazu gehörten zum einen die übernommenen Lieferbeziehungen zu den Verlagen und 
zum anderen die exklusiven Belieferungsmöglichkeiten für die Produkte der Verlage 
gegenüber den Zeitschriftenhändlern im übernommenen Vertriebsgebiet, mithin die 
geschäftswertbildenden Faktoren eines Grossisten. 

Eine gesonderte Übertragung der Lieferbeziehungen zu den Verlagen als selbstständig 
veräußerbare immaterielle Wirtschaftsgüter wäre nicht möglich gewesen. 

Dagegen wendete sich die Klägerin mit ihrer Klage. Da der Erwerb von vornherein mit 
der Absicht erfolgt sei, den Standort der erworbenen Firma zu schließen und diese zu 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2019/9_K_315_17_K_Urteil_20191120.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/zwischentext_newsletterarchiv/newsletter_2020/Newsletter_04_2020.pdf
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liquidieren, habe sie sich durch den Erwerb nicht die Betriebs- und 
Organisationsstruktur des lebenden Unternehmens zunutze gemacht. 

Sofern der Erwerber beabsichtige, das übernommene Unternehmen stillzulegen, seien 
die Erwerbsaufwendungen nicht Anschaffungskosten eines Geschäfts- oder 
Firmenwertes. Es handele sich daher um Aufwendungen für den Erwerb der 
Lieferbeziehungen mit den Verlagen, weil nur durch den Erwerb und die Stilllegung des 
anderen Pressegrossisten die Möglichkeit bestanden habe, das vormalige Vertriebsgebiet 
dieses Unternehmens von den Verlagen mit den von diesen hergestellten 
Presseerzeugnissen beliefern zu lassen. 

Die entgeltlich erworbenen Lieferbeziehungen zu den Verlagen entsprächen 
wirtschaftlich entgeltlich erworbenen isolierten Kundenbeziehungen und seien damit 
ebenso wie ein Kundenstamm zu betrachten, welche der Abnutzung unterlägen. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein ist den Ausführungen der Klägerin nicht gefolgt. 

Mit dem Erwerb des Unternehmens, welches genau wie die Klägerin als Pressegrossist 
tätig war, verfolgte die Klägerin das Ziel, ihre Tätigkeit auf das Vertriebsgebiet der 
erworbenen Firma zu erweitern und sich die Alleinbelieferungsrechte in diesem 
Vertriebsgebiet zu sichern. 

Eine Alleinbelieferung der in dem Vertriebsgebiet ansässigen Einzelhändler konnte nur 
erfolgen, sofern die Verlagsunternehmen der Klägerin für das entsprechende 
Vertriebsgebiet vertraglich die Belieferungsrechte erteilten. Die mit den Verlagen 
vereinbarten Rechte gingen nicht automatisch mit dem Erwerb auf die Klägerin über, 
sondern die Klägerin war gehalten, mit jedem Verlag das Recht zum Vertrieb der 
jeweiligen Verlagserzeugnisse in dem Vertriebsgebiet neu auszuhandeln. 

Damit wurden allenfalls die dem erworbenen Unternehmen als Pressegrossist 
anhaftenden Belieferungsmöglichkeiten erworben, welche im Wesentlichen die Umsatz- 
und Gewinnchancen des Unternehmens enthalten, die zu den geschäftswertbildenden 
Faktoren eines Pressegrossisten zählen. 

Es lagen auch keine vom vormaligen Unternehmensinhaber übernommenen 
„Kundenbindungen“ (weder zu den Zeitschriftenhändlern noch zu den Verlagen) vor, die 
hätten übernommen werden können. Vielmehr bedurfte es zwingend der ausdrücklichen 
Neubegründung bzw. Erweiterung der Lieferbeziehungen mit den Verlagen für das 
entsprechende Liefergebiet. 

Das Finanzgericht entschied darum, dass der Mehrpreis nicht für den Erwerb eines 
eigenständigen abnutzbaren immateriellen Wirtschaftsguts, sondern für den dem 
Unternehmen innewohnenden Geschäfts- oder Firmenwert gezahlt wurde. 

Die Revision ließ das Finanzgericht nicht zu. 

Fundstelle 
Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 26. Juni 2019 (5 K 189/18), siehe 
den Newsletter des Finanzgerichts; die Revision hat das Finanzgericht nicht zugelassen. 
 

zurück zum Inhaltsverzeichnis 
 

Weitere interessante News und Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht unter 
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 

 
 

Sie haben noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine Mail an 
PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com. 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Justiz/FG/Service/rss_newsletter/_documents/2020_I.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
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durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge 
geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

Redaktion  

Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
 

Datenschutz 
Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen. 
 

Bestellung und Abbestellung  

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-Mail-
Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 
Die Abmeldung ist jederzeit wie nachfolgend beschrieben möglich. 
Falls Sie "steuern+recht aktuell" nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte eine 
entsprechende E-Mail-Nachricht an: 
UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com    
Für neue Interessenten besteht die Möglichkeit, sich über unsere Homepage oder über 
folgenden Link SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com als 
Abonnent registrieren zu lassen. 
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